Ye. 
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Amts : Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


— — — . ⏑—ꝑꝝ1 :. 
Nro. 37. Marienwerder, den 16. September 1885. 
Z — . 9 
Wir Wilhelm, Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛ. Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Nachdem die Vertretung des Kreiſes Flatow, im Gegeben Bad Gaſtein, den 10. Auguſt 1885. 
Regierungsbezirke Marienwerder, auf dem Kreistage (L. 8.) gez. Wilhelm. 
vom 6. März 1885 beſchloſſen hat, zur Ausführung ggez. von Puttkamer. von Scholz. 
von Chauſſeebauten, und zwar: Privilegium wegen eventueller Ausfertigung 
a. von Flatow nach Pr. Friedland, auf den Inhaber lautender Kreisanleihe⸗ 
b. von Lanken nach Linde, ſcheine des Kreiſes Flatow bis zum Be⸗ 
bei dem Reichs ⸗Invalidenfonds ein Darlehn in Höhe trage von 120,000 Mark. 
von 120,000 Mark aufzunehmen, wollen Wir auf den — — 
Antrag der Kreisvertretung zu Flatow Prov. Weſtpreußen. Reg.⸗Bez. Marienwerder. 
zu dieſem Zwecke auf Verlangen der Verwaltung Anleiheſchein 
des Reichs⸗Invalidenfonds beziehungsweiſe deſſen des Kreiſes Flatow 
Rechts-Nachfolgers auf jeden Inhaber lautende, Buchſtabe Nr. übern? 0 ene M 


188. 
Nennbetrage, welcher dem noch nicht getilgten Bes; Seite ... und Geſetz⸗Sammlung für 188. Nr. 
trage der Schuld gleichkommt, alſo von höchſtens Seite ). 


ung ertheilen. tow, Namens des Kreiſes, durch dieſe für jeden Inhaber 
1000 900 Anleiheſcheme ſind in Abſchnitten von 2000, gültige, ſowohl Seitens des Gläubigers als auch Seitens 


Darleihera 
über die Ba 


ns gu ünliegenben Muſter auszufertigen, mit vier mit vier vom Hundert jährlich zu verzinſen iſt. 
este 285 jahrlich zu verzinſen und nach dem feſt⸗ Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 120,000 M. 
der A bean Saplaue mittelft Verlooſung vom Jahre erfolgt vom Jahre .. . . ab nach Maßgabe des ges 
hächſtens Se 55 jährlich mit wenigſtens Einem und nehmigten Tilgungsplanes aus einem Tilgungsfonds, 
Apttals, Unter vom Hundert des urſprünglichen Schuld⸗ welcher jährlich mit Einem vom Hundert des urſprüng⸗ 
api Doe Zuwachs der Zinſen von den getilgten lichen nominellen Schuldkapitals, unter Zuwachs der 
Schuldbe 1 zu sah Zinſen von den getilgten Schuldbeträgen, gebildet wird. 
en Unſere Gene "gung erfolgt mit der rechtlichen Dem Kreiſe bleibt das Recht vorbehalten, den Tilgungs⸗ 
Nung, daß ein je . Inhaber dieſer Anleiheſcheine fonds durch größere Auslooſungen um höchſtens fünf 
bern araus hervorgehen 4 Rechte geltend zu machen vom Hundert des Nennwerthes des urſprünglichen 
Gi — iſt, ohne zu dem achweiſe der Uebertragung des Schuldkapitals für jedes Jahr zu verſtärken. Die durch 
genthums verpflichtet zu ſein. b die verſtärkte Tilgung erſparten Zinſen wachſen eben⸗ 
5 Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir falls dem Tilgungsfonds zu. Die jährlichen Tilgungs⸗ 
vorbehaltlich der Rechte Dritter erlheilen, wird für die beträge werden auf 500 bezw. 200 Mark abgerundet. 
Befriedigung der Inhaber der Anleiheſcheine eine Ge⸗ Die Folgeordnung der Einlöſung der Anleiheſcheine 
währleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen. wird durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt 
Ausgegeben in Marienwerder am 17. September 1885. 
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vom Jahre 18. ab im Monat jeden] gen Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet 
Jahres, die Auszahlung des Nennwerthes der aus-|und den flattgehabten Beſitz der Zinsſcheine durch Vor⸗ 
gelooſten Stücke an dem auf die Ausloofung folgenden |zeigung des Anleiheſcheines, oder ſonſt in glaubhafter 
ien Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der 
Die ausgelooſten Anleiheſcheine werden unter Be- Betrag der angemeldeten und bis dahin noch nicht 
zeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, vorgekommenen Zinsſcheine gegen Quittung ausgezahlt 
ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfol⸗ werden. 
gen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekannt⸗ Mit dieſem Anleiheſcheine ſind halbjährliche Zins⸗ 
machung erfolgt ſpäteſtens ſechs, drei, zwei und einen ſſcheine bis zum Schluſſe des ausgege⸗ 
Monat vor dem Fälligkeitstermine in dem deutſchen ben; die ferneren Zinsſcheine werden für fünfjährige 
Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, in Zeitabſchnitte ausgegeben werden. Die Ausgabe einer 
dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marien⸗ neuen Reihe von Zinsſcheinen erfolgt bei den mit der 
werder und in dem Flatower Kreisblatt, oder in den Zinszahlung betrauten Stellen gegen Ablieferung der 
an die Stelle dieſer Blätter tretenden Organen, außer- der älteren Zinsſcheinreihe beigedruckten Anweiſung. 
dem in einem zu Berlin und in einem zu Danzig er⸗ Beim Verluſte der Anweiſung erfolgt die Aushändigung 
ſcheinenden öffentlichen Blatte. Sollte eines dieſer der neuen Zinsſcheinreihe an den Inhaber des An⸗ 
Blätter eingehen, jo wird von der Kreisvertretung mit leiheſcheins, ſofern deſſen Vorzeigung rechtzeitig ges 
Genehmigung des Königlichen Regierungs⸗Präſidenten ſchehen iſt. 
zu Marienwerder ein anderes Blatt beſtimmt und die Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Ver⸗ 
Veränderung in dem Deutſchen Reichs⸗ und Königlich ſpflichtungen haftet der Kreis Flatow mit feinem gegen⸗ 
Preußiſchen Staats⸗Anzeiger bekannt gemacht. wärtigen und zukünftigen Vermögen und mit ſeiner 
Durch die vorbezeichneten Blätter erfolgen auch Steuerkraft. 
die ſonſtigen, dieſe Anleihe betreffenden Bekanntmachun⸗ Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung 
gen, insbeſondere die Bezeichnung der Einlöfeitellen für unter unſerer Unterſchrift ertheilt. 
die Zinsſcheine und die ausgelooſten Anleiheſcheine. Flgtow, den; 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Flatow. 


zu entrichten iſt, wird es in halbjährlichen Terminen Anmerkung. Die Anleiheſcheine ſind außer mit den 


am sr und am e von heute : a I 
I„ç,B ee | Auen Seren under Mile 
münze verzinſt. Landraths zu verſehen. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals 
erfolgt gegen bloße Rückgabe der ausgegebenen Zins⸗Prov. Weſtpreußen. Reg.⸗Bez. Marienwerder. 


ſcheine beziehungsweiſe dieſes Anleiheſcheines bei der Zinsſchein 
Kreis⸗Kommunalkaſſe in Flatow und den in den vor⸗ e Neihe 

gedachten Blättern bekannt gemachten Einlöfeitellen in zum Anleiheſchein des Kreiſes Flatow. 

Berlin und Danzig, und zwar auch in der nach dem Buchſtabtte . Nr. ben . Mark 
Eintritte des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. Mit] Reichswährung zu vier vom Hundert Zinſen über 
dem zur Empfangnahme des Kapitals eingereichten An⸗ „ . Mass e Pf. 

leiheſcheine find auch die dazu gehörigen Zinsſcheine Der Inhaber dieſes Zinsſcheines empfängt gegen 


der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzuliefern. Für d 2 R 
: ; Nenldeſſen Rückgabe am ten und ſpäter⸗ 
die fehlenden Zinsſcheine wird der Betrag vom Kapital hin die Zinſen des vorbenannten Anleihefcheins für das 


abgezogen. Halbj £ 
BUN. ; * j jahr vom ten b 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb mit (in Buchſtaben ß Mark. Pfennig bel 


dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht er⸗ der Kreis⸗Kommunalkaſſe zn Fiatow und bei den öffent 


hoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nachſſ; le 0 5 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig gewor⸗ lich bekannt zu machenden Einlöſeſtellen in Berlin und 


den, nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Fe den ten 
Ke ge ebot und die Kraftloserklärung verlore⸗ Der dreis Ausschuß des reifes Slatoi. 
3 3 n Dieſer Zinsſchein ift ungültig, wenn deſſen Geld⸗ 


ner oder vernichteter Anleiheſcheine erfolgt nach Vor⸗ 1 f 7 f g b 
ſchrift der 8$ 838 und folgd. der Civil⸗Prozeß⸗Ordnung 10 Ares de ee 0 110 Ablauf des 
für das Deulſche Reich vom 30. Januar 1877 (Reichs- Kalenderjahres der Fälligkeit erhoben N 
Geſetz⸗Blatt S. 83), bezw. nach § 20 des Ausführungs⸗ Anmerkung: Die Namensunterſchriften der Mitglieder 


geſetzes zur deutſchen Civil⸗Prozeßordnung vom 24. März des Kreisausſchuſſes können mit Lettern oder 
1879 (Geſetz⸗ Sammlung Seite 281). Facſimile⸗Stempeln gedruckt werden, doch muß 

Zinsſcheine können weder aufgeboten, noch für jeder Zinsſchein mit der eigenhändigen Namens⸗ 
kraftlos erklärt werden. Doch fol Demjenigen, welcher Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


den Verluſt von Zinsſcheinen vor Ablauf der vierjäh⸗ 


— — 
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Prov. Weſtpreußen. Reg.⸗Bez. Marienwerder. 4) Revue anarchiste internationale; imprimerie 


An weiſung A. Rapin, 3, rue des Argentiers, Bordeaux. 
zum Anleiheſchein des Kreiſes Flatow. 5) L'Affamé, organe communiste-anarchiste No. 4, 
Buchſtabe. ... Nr. .. über .... Mark Reichs⸗ Marseille, quai de Rive-Neuve, 1a. 
währung. 6) L’insurge, No. 3, 5, 7, 8 und 9, Bruxelles, rue 
Der Inhaber dieſer Anweiſung empfängt gegen des Alexiens, 6. 
deren Rückgabe zu dem obigen Anleiheſcheine die . tel 7) Le droit social, organe anarchiste No. 1 und 2, 
Reihe von Zinsſcheinen für die fünf Jahre vom . . ten Marseille, Grand'rue No. 84. 
254 18. bis . . 18 . . 8) Le drapeau rouge, organe révolutionaire, anar- 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Flatow oder bei den chiste, international, No. 1, 2 und 4, Paris, 
öffentlich bekannt zu machenden Stellen in Berlin und rue Geoffroy-Lasnier 25. 
Danzig, ſofern nicht rechtzeitig von dem als ſolchen fih| 9) Le revolte, organe communiste-anarchiste No. 1, 
ausweiſenden Inhaber des Anleiheſcheines dagegen Wider⸗ 2, 3, 4 und 5, Paris, rue Saint-Sabin 3. 
ſpruch erhoben wird. 10) Ni dieu ni maitre, organe communiste-anarchiste, 
ldd, denn tet n ee N No. 1, 2, 4 und 6, Bruxelles, rue de la vierge 
Der Kreis: Ausfhuß des Kreiſes Flatow. — Noire 28 
Anmerkung: Die Namensunterſchriften der Mitglieder Köln, den 7. September 1885. 
des Kreisausſchuſſes können mit Lettern oder Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
Facſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jede von Guionneau. 
Anweiſung mit der eigenhändigen Namensunter⸗3) Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die 
ſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie 


Die Anweiſung iſt zum Unterſchiede auf der vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur öffentlichen 
ganzen Blattbreite unter den beiden letzten Zins⸗ Kenntniß gebracht, daß die unter dem Titel: „Himmel, 
ſcheinen mit davon abweichenden Lettern in nach⸗ Herrgott, Sakrament, oder: Fort mit den Ge⸗ 


ſtehender Art abzudrucken. ſpenſtern! von Julian Apoſtata Popengiſel, Pfarrer. 
5 — Im Selbſtverlage des Verfaſſers“, ohne Angabe des 
„ter Zinsſchein |. ter Zinsſchein Druckortes in gelbem Umſchlage erſchienene, 26 Oktav⸗ 
Druckſeiten umfaſſende Broſchüre nach § 11 des ge⸗ 
Anweiſung dachten Geſetzes durch den Unterzeichneten von Landes⸗ 
R polizeiwegen verboten f 11 
Bekanntmachungen auf Grund des Reichs⸗ eee eee 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. 3 Der 5 e enen 
J) Nachdem durch die Bekanntmachung der Königlich Friedheim. 


aperiſchen Regierung von Mittelfranken vom 11. Auguſt 
J. (Reichs⸗Anzeiger Nr. 190) die Nummer 25 des Verordnungen und Bekanntmachungen 
rirdahrgangs der in Milwaukee erſcheinenden „Ame⸗ der Central⸗Behörden. 
Freidentehen Turnzeitung, turneriſche Ausgabe des k 
8 er 3 worden iſt, wird auf Grund der ) Für die ee . aan 
8 2 d ; ; A = 5 

es Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Herbſte 1885 zu Berlin abzuhalten iſt, habe ich Termin 


ungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 

u = fernere Verbreitung des Blattes (Amerika⸗ ar lahm 15 en = November d. J. und 
zuſche Turnzeitung, t j 1 „folgende Tage anberaumt. 

im Reichsgebiete — N Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden Be⸗ 


Berlin, den 6. S > werberinnen find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde ſpä⸗ 

Der Stellvertreter beg Neichstanilers teſtens 6 Wochen, Meldungen anderer Bewerberinnen 

von Voetticher 0 unmittelbar bei mir ſpäteſtens 4 Wochen vor dem 

2) Auf Grund des 8 11 des Reichsgeſetzes gegen Prüfungstermine unter Einreichung der in § 4 des 


die gemeingefährlichen Beſtreb . Prüfungs⸗Reglements vom 21. Auguſt 1875 bezeichneten 
tie vom 21. Oktober 1878 8 Ye wi Schriftſtücke anzubringen. 

hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht daß nach⸗ Berlin, den 25. Auguſt 1885. 

ſtehende Druckſchriften: L Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ u. Medizinal⸗ 


La société au lendemain do la re&yolution: Paris Angelegenheiten. 
1882. In Vertretung: 
2) Organisation de la propagande reyolutionaire Lucanus. 
Johann le Vagre. Paris 1883. 5) Bekanntmachung. 
3) Le Glaneur anarchiste No. 1 und 2, Paris, den Die am 1. Oktober 1885 fälligen Zinsſcheine 


1. Januar 1885 und Mai 1885. der Preußiſchen Staatsſchuldverſchreibungen werden bei 
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der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe — Taubenſtraße 29jund Frankreich durchweg vom Abſender im 
hierſelbſt —, bei der Reichsbank⸗Hauptkaſſe, bei den Voraus zu entrichten. 

ſchon früher zur Zinszahlung benutzten Kaſſen und bei Berlin W., den 31. Auguſt 1885. 

den in unſerer Bekanntmachung vom 16. Mai 1883 Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
bezeichneten Reichsbankanſtalten vom 24. d. Mts. ab v. Stephan. 

in den gewöhnlichen Geſchäftsſtunden eingelöſt. Die 7) Bekanntmachung. 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe iſt für die Zinszahlun⸗ Nach einer Mittheilung der Portugieſiſchen Poſt⸗ 
gen werktäglich, mit Ausſchluß des vorletzten Tags in verwaltung dürfen Poſtpackete (colis postaux) nach 
jedem Monat, von 9 bis 1 Uhr und am letzten Tage Portugal auf dem Wege über Frankreich nicht 
im Monate von 11 bis 1 Uhr geöffnet. eingeführt werden. 

Die Zinsſcheine ſind, nach den einzelnen Schuld⸗ Derartige Sendungen werden daher bis auf Wei⸗ 
gattungen und Werthabſchnitten geordnet, den Ein⸗ teres nur zur Beförderung auf dem Wege über Ham⸗ 
löſungsſtellen mit einem Verzeichniß vorzulegen, welches burg angenommen. 
die Stückzahl und den Betrag für jeden Werth⸗ Berlin W., den 6. September 1885. 
abſchnitt angiebt, aufgerechnet iſt und des Einliefernden Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
Namen und Wohnung erſichtlich macht. Stephan. 

Wegen Zahlung der Zinſen für die in das 
Staatsſchuldbuch eingetragenen Forderungen derje⸗ 
nigen Schuldverſchreibungen der konſolidirten 4 prozen⸗ 
tigen Staatsanleihe, welche mit am 1. April und 
1. Oktober jeden Jahres fälligen Zinsſcheinen verſehen 
ſind, nehmen wir auf den Artikel 8 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Herrn Finanz⸗Miniſters vom 22. Juni 
v. J. — Nr. 154 des Deutſchen Reichs⸗ und Königl. 
Preußiſchen Staatsanzeigers für 1884 — mit dem 
Bemerken Bezug, daß demſelben analog die Zuſendung 
dieſer Zinſen, ſoweit ſie am 1. Oktober fällig, mittels 
der Poſt, ſowie ihre Gutſchrift auf den Reichsbank⸗ 
Girokonten der Empfangsberechtigten zwiſchen dem 
17. September und 8. Oktober erfolgt; die Baarzah⸗ 
lung aber bei Bin e eee am 
17. September, bei den Regierungshauptkaſſen am Bi: 5 
24. September und bei den mit der Annahme direkter! Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
Staatsſteuern außerhalb Berlins betrauten Kaſſen am 9) Bekanntmachung, 

1. Oktober beginnt. betreffend den Umtauſch der Schuldverſchreibungen der 

Die Inhaber der vierprozentigen und viereinhalb⸗4½prozentigen konſolidirten Staatsanleihe gegen ſolche 
prozentigen Preußiſchen Konſols, welche von der Ein⸗ der 4prozentigen konſolidirten Staatsanleihe. 
richtung des Staatsſchuldbuchs Gebrauch machen wollen, Die Inhaber von Schuldverſchreibungen der 
erſuchen wir, von den durch uns veröffentlichten „Amt⸗ 4 ½ prozentigen konſolidirten Staatsanleihe, welche nach 
lichen Nachrichten über das Preußiſche Staatsſchuld⸗[§ 2 des Geſetzes vom 4. März 1885 (G.⸗S. S. 55) 
buch“ Kenntniß zu nehmen, welche durch jede Buch⸗ die Umwandlung dieſer Schuldverſchreibungen in ſolche 
handlung für 25 Pfennig oder von dem Verleger der Aprozentigen konſolidirten Staatsanleihe angenom⸗ 
J. Guttentag (D. Collin) in Berlin per Poſt für men haben, ſind nach der Bekanntmachung des Herrn 
30 Pfennig franko bezogen werden können. Es ſind Finanzminiſters vom 8. März d. J. (Reichs⸗ und 
darin außer dem Geſetz vom 20. Juli 1883 über das Staatsanzeiger Nr. 58) befugt, entweder 
Staatsſchuldbuch die oben erwähnten Ausführungsbe⸗ bis zum 31. März 1886 die koſtenfreie Ein⸗ 
ſtimmungen, der Gebührentarif, eine Mittheilung über tragung eines dem Nennwerth der Schuldverſchrei⸗ 
Zweck und Bedeutung der Einrichtung, ſowie unſere bungen gleichen, vom 1. Oktober 1885 ab zu 
Bekanntmachung vom 8. Juli v. J. über die zur Ein⸗ 4 Prozent verzinslichen Betrages in das Staats⸗ 
tragung erforderlichen Anträge u. ſ. w. abgedruckt. ſchuldbuch zu beantragen, 

Berlin, den 3. September 1885. oder . 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. die 4¼ prozentigen Schuldverſchreibungen gegen 

Merleker. neu auszufertigende Schuldverſchreibungen der 

6) Bekanntmachung. Aprozentigen konſolidirten Staatsanleihe umzu⸗ 
Packetverkehr mit Frankreich. tauſchen. 

Vom 1. Oktober ab iſt das Porto für Packete Die näheren Anordnungen wegen der Eintragung 
ohne und mit Werthangabe bis zum Gewichtſin das Staatsſchuldbuch find von uns in der Bekannt⸗ 
von 5 Kilogr. im Verkehr zwiſchen Deuſchlandlmachung vom 16. März d. J. (Reichs⸗ und Staats 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden. 


8) Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 
14. September 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung 
des Gutsbeſitzers und Gemeinde⸗Vorſtehers Bu ſch zu 
Wloſchnitz zum Standesbeamten an Stelle des verſtor⸗ 
benen Rittergutsbeſitzers Conrad zu Fronza, ſowie des 
Ober⸗Inſpektors und ſtellvertretenden Guts⸗Vorſtehers 
Görtz zu Fronza zum Stellvertreter des Standesbeam⸗ 
ten an Stelle des von Lalkau verzogenen Adminiſtra⸗ 
tors von Morſtein, beide für den Bezirk Fronza im 
Kreiſe Marienwerder, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 9. September 1885. 


Anzeiger Nr. 65) getroffen. In Betreff des Umtaufchesjerfolgt nur gegen Rückgabe der Marke oder Empfangs⸗ 
gegen neu auszufertigende Schuldverſchreibungen iſtſbeſcheinigung (Nr. 3 und 4). Die neuen Schuldver⸗ 
Folgendes zu beachten: ſchreibungen ſind in Werthabſchnitten zu 5000 Mk., 
a .Die 4% prozentigen Schuldverſchreibungen[ 3000 Mk., 2000 Mk., 1000 Mk., 500 Mk., 300 Mk. 
ſind vom 21. September d. J. ab bei der Kontrolle 200 Mk. und 150 Mk. ausgefertigt worden. Sie 
der Staatspapiere, Oranienſtraße Nr. 92/93 hierſelbſt. werden am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres ver⸗ 
oder bei einer der Regierungs⸗Hauplkaſſen, ſowie bei der zinſt und mit Zinsſcheinen Reihe 1. Nr. 3 bis 20 für 
Kreiskaſſe zu Frankfurt a. M. einzureichen. die Zeit vom 1. Oktober 1885 bis 30. September 

2. Jeder Schuldverſchreibung muß, da nach $ 31894 nebſt Anweisungen zur Abhebung der Reihe II. 

des Geſetzes vom 4. März d. J. ihre Verzinſung zu ausgereicht. 
4% Prozent mit dem 30. September 1885 aufhört, Die Ausreichung geſchieht nach Feſtſtellung der 
der noch im Verkehr befindliche, am 1. April 1886 leingelieferten Dokumente und, ſoweit angängig, in den, 
fällige Zinsſchein (Reihe IV. Nr. 8) und die Zins⸗ den Letzteren eniſprechenden Werthabſchnitten. Auf be⸗ 
ſcheinanweiſung zur Reihe V. beigefügt fein. Fehlt ſondere Wün ſche der Einreicher wird nach Möglichkeit 
der Zinsſchein, fo ift fein Werthbetrag baar einzuzahlen. Rückſicht genommen werden. 

3. Wer die neuen Schuldverſchreibungen der 8. Ueber den Empfang der neuen Dokumente 
Aprozentigen konſolidirten Staatsanleihe hier bei derſiſt unter einem, von der Kontrolle der Staatspapiere 
Kontrolle der Staatspapiere in Empfang nehmen will, aufgeſtellten Verzeichniſſe Seitens der Einreicher der 
hat derſelben perſönlich oder durch einen Beauftragten 4½prozentigen Effekten beſonders zu quittiren. 


die zu 1 und 2 genannten Effekten mit einem Verzeich⸗ Berlin, den 1. September 1885. 

niſſe zu übergeben. Formulare zu dem Verzeichniſſe Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

ſind vom 14. September d. J. ab ebenda und in Ham⸗ gez. Sydow. 

burg bei dem Kaiſerlichen Poſtamt Nr. 2 unentgeltlich Vorſtehende Bekanntmachung wird mit dem Be⸗ 


zu haben. Genügt dem Einreicher der Effekten eine merken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß Formu⸗ 
numerirte Marke als Empfangsbeſcheinigung, fo iſt das lare zu den ad 4 gedachten Verzeichniſſen außer von 
erzeichniß einfach, wünscht er eine ausdrückliche Be⸗unſerer Haupt» Kalle auch noch von den Königlichen 
cheinigung, ſo iſt es doppelt vorzulegen. Im letzteren Kreis⸗Kaſſen in Graudenz und Thorn entnommen werden 
Fall erhält der Einreicher das eine Exemplar ſofortſ konnen. 


mit einer Empfangsbeſcheinigung zurück. Marienwerder, den 3. September 1885. 
5 Wer die neuen Schuldverſchreibungeu durch Königliche Regierung. 
eine der oben genannten Provinzialkaſſen beziehen will, 10) Bedingungen 


hat derſelben die zu 1 und 2 genannten Effekten mit für die Bewerbung um Arbeiten und Lieferungen. 
einen doppelten Verzeichniſſe einzureichen. Das eine[Perſönliche Tüchtigkeit und Leiſtungsfähigkeit 
Verzeichniß wird mit einer Empfangsbeſcheinigung ver⸗ der Bewerber. 
ſehen ſogleich zurückgegeben. Formulare zu dieſen Ver⸗ § 1. Bei der Vergebung von Arbeiten oder 
zeichniſſen find vom 14. September d. J. ab bei den] Lieferungen hat Niemand Ausſicht als Unternehmer an⸗ 
Regionen Provinzialkaſſen und den von den Köxiglichen genommen zu werden, der nicht für die tüchtige, pünkt⸗ 
ſtigen ea in den Amtsblättern zu bezeichnenden ſon⸗ liche und vollſtändige Ausführung derſelben — auch in 
8 Kaſſen unentgeltlich zu haben. techniſcher Hinſicht — die erforderliche Sicherheit bietet. 
wähcung Die Verzeichniſſe ſind für die auf Thaler⸗ Einſicht und Bezug der Verdingungs: 
Ber ch und die auf Markwährung lautenden Schuld⸗ anſchläge ꝛc. 
eichniß ungen geſondert aufzuſtellen. In jedem Ver⸗ § 2. Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, Be⸗ 
n a Schuldverſchreibungen nach Littern, dingungen ꝛc. find an den in der Ausſchreibung be⸗ 
Die Effekten 1 leoteentbabſchnitten geordnet aufzuführen.] zeichneten Stellen einzuſehen und werden auf Erſuchen 
derſelben iſt en ebenſo zu ordnen. Jede Klafielaegen Erſtattung der Selbſtkoſten verabfolgt. 
elchem die Sin Papierſtreifen zu unigeben, auf Form und Inhalt der Angebote. 
w 6. Mei call permerkt wird. § 3. Die Angebote find unter Benutzung der 
125 öffe lich In prozentige Schuldverſchreibungſetwa vorgeſchriebenen Formulare, von den Bewerbern 
Ban einer o 3 lichen Behörde außer Kurs geſetzt und unterſchrieben, mit der in der Ausſchreibung geforderten 
sriolgt die e een von einer Privatperſon oder Ueberſchrift verſehen, verſiegelt und frankirt bis zu dem 
ner anderen Behörde, ſo muß dem Umtauſch die ord⸗ angegebenen Termine einzureichen. 


aufe mäßige Wiederinkursſetzung vorausgehen. Privat⸗ Die Angebote müſſen enthalten: 

dab kürffezungsvermerke hindern den Umtauſch nur a. die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber 

ann, wenn derjenige, zu deſſen Vortheil die Schuld⸗ ſich den Bedingungen, welche der Ausſchreibung 

verſchreibung außer Kun geſetzt worden iſt, vorher den zu Grunde gelegt ſind, unterwirft; 

Verluſt des Papiers hierher angezeigt hat. b. die Angabe der geforderten Preiſe nach Reichs⸗ 
Die Ausreichung der neuen Schuldverſchrei⸗ währung, und zwar ſowohl die Angabe der Preiſe 


bungen der 4 prozentigen konſolidirten Staatsanleihe für die Einheiten als auch der Geſammtforde⸗ 
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rung; ſtimmt die Geſammtforderung mit den Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger Ab⸗ 
Einheitspreiſen nicht überein, fo follen die letzteren ſendung erſt nach demjenigen Zeitpunkt bei dem Empfän⸗ 
maßgebend ſein; ger ein, für welchen dieſer bei ordnungsmäßiger Beför⸗ 
e. die genaue Bezeichnung und Adreſſe des Bewerbers; derung den Eingang eines rechtzeitig abgeſendeten Briefes 
d. Seitens gemein ſchaftlich bietender Perſonen die erwarten darf, ſo iſt der Empfänger an ſein Angebot 
Erklärung, daß fie ſich für das Angebot ſolidariſchf nicht mehr gebunden, falls er ohne Verzug nach dem 
verbindlich machen, und die Bezeichnung eines verſpäteten Eintreffen der Zuſchlagserklärung von feinem 
zur Geſchäftsführung und zur Empfangnahme der Rücktritt Nachricht gegeben hat. 
Zahlungen Bevollmächtigten; letzteres Erforderniß Nachricht an diejenigen Bewerber, welche den 
gilt auch für die Gebote von Geſellſchaften; Zuſchlag nicht erhalten, wird nur dann ertheilt, wenn 
nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa dieſelben bei Einreichung des Angebots unter Beifügung 
mit eingereichten Proben. Die Proben ſelbſt des erforderlichen Frankatur⸗Betrages einen desfallſigen 
müſſen ebenfalls vor dem Bietungstermine ein⸗Wunſch zu erkennen gegeben haben. Proben werden 
geſandt und derartig bezeichnet fein, daß ſich ohne nur dann zurückgegeben, wenn dies in dem Angebols⸗ 
Weiteres erkennen läßt, zu welchem Angebot fie|fchreiben ausdrücklich verlangt wird, und erfolgt alsdann 
gehören; die Rückſendung auf Koſten des betreffenden Bewerbers. 
1) die etwa vorgeſchriebenen Angaben über die Be⸗ Eine Rückgabe findet im Falle der Annahme des An⸗ 
zugsquellen von Fabrikaten. gebots nicht ſtatt; ebenſo kann im Falle der Ablehnung 
Angebote, welche dieſen Vorſchriften nicht ent⸗ deſſelben die Rückgabe inſoweit nicht verlangt werden, 
ſprechen, insbeſondere ſolche, welche bis zu der feſt⸗als die Proben bei den Prüfungen verbraucht ſind. 
geſetzten Terminsſtunde bei der Behörde nicht eingegan⸗ Eingereichte Entwürfe werden auf Verlangen zurück⸗ 
gen find, welche bezüglich des Gegenſtandes von der gegeben. 
Ausſchreibung ſelbſt abweichen, oder das Gebot an Den Empfang des Zuſchlagsſchreibens hat der 
Sonderbedingungen knüpfen, haben keine Ausſicht auf Unternehmer umgehend ſchriftlich zu beſtätigen. 


Berückſichtigung. Vertragsabſchluß. 


Es ſollen indeſſen ſolche Angebote nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, in welchen der Bewerber erkärt, ſich nur § 7. Der Bewerber, welcher den Zuſchlag erhält, 
während einer kürzeren als der in der Ausſchreibung iſt verpflichtet, auf Erfordern über den durch die Er⸗ 
angegebenen Zuſchlagsfriſt an fein Angebot halten zuſtheilung des Zuſchlages zu Stande gekommenen Vertrag 
wollen. eine ſchriftliche Urkunde zu vollziehen. 
Wirkung des Angebots. Sofern die Unterſchrift des Bewerbers der Behörde 
§ 4. Die Bewerber bleiben von dem Eintreffen nicht bekannt iſt, bleibt vorbehalten, eine Beglaubigung 
des Angebotes bei der ausſchreibenden Behörde bis zum derſelben zu verlangen. 
Ablauf der feſtgeſetzten Zuſchlagsfriſt bezw. der von Die der Ausſchreibung zu Grunde liegenden 
ihnen bezeichneten kürzeren Friſt ($ 3 letzter Abſatz) an Verdingungsanſchläge, Zeichnungen ꝛc., welche bereits 
ihre Angebote gebunden. durch das Angebot anerkannt ſind, hat der Bewerber 
Die Bewerber unterwerfen ſich mit Abgabe des bei Abſchluß des Vertrages mit zu unterzeichnen. 
Angebots in Bezug auf alle für ſie daraus entſtehenden Kautionsſtellun 
Verbindlichkeiten der Gerichtsbarkeit des Ortes, an 9 8. Innerhalb 14 Tagen 175 der Ertheilung 
welchem die ausſchreibende Behörde ihren Sitz hat und des Zuſchlages hat der Unternehmer die vorgeſchrieben 
ſelbſt auch ſie auf Erfordern Domizil nehmen müſſen. Bette ) 8 5 
mi 3 Kaution zu beſtellen, widrigenfalls die Behörde befugt 


Zulaſſung zum Eröffnungstermine. iſt, von dem Vertra 
’ ge zurückzutreten und Schadenerſatz 
Den Bewerbern und deren Bevollmächtig⸗ zu beanſpruchen. 


ten ſteht der Zutritt zu dem Eröffnungstermine frei. 
Eine Veröffentlichung der angegebenen Gebote iſt nicht Koſten der Ausſchreibung. 
9. Zu den durch die Ausſchreibung ſelbſt ent⸗ 


eſtattet. 

; Ertheilung des Zuſchlags. ſtehenden Koſten hat der Unternehmer nicht beizutragen. 
§ 6. Der Zuſchlag wird von dem ausſchreiben⸗ 

den Beamten oder von der ausſchreibenden Behörde 

oder von einer dieſer übergeordneten Behörde entweder 

im Eröffnungstermin zu dem von dem gewählten Unter: 


0 


— 


Vorſtehende Bedingungen werden hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht mit dem Bemerken, daß 
dieſelben fortan im Bereiche der allgemeinen Bauver⸗ 
nehmer mit zu vollziehendem Protokoll oder durch be⸗ waltung zur Anwendung gelangen. Mit Rückſicht hierauf 
ſondere ſchriftliche Mittheilung ertheilt. kommen die ſeither gebräuchlichen „Submiſſions⸗Be⸗ 

Letzterenfalls iſt derſelbe mit bindender Kraft er- dingungen für die öffentliche Vergebung von Arbeiten 
folgt, wenn die Benachrichtigung hiervon innerhalb der und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsverwal⸗ 
Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder Brief dem Telegraphen⸗ tung“ in Wegfall. 
oder Poſt⸗Amt zur Beförderung an die in dem Angebot Marienwerder, den 10. September 1885. 
bezeichnete Adreſſe übergeben worden iſt. Der Regierungs⸗Präſident. 


2 
| 
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11) Bekanntmachung. 

Die mit einem Einkommen von jährlich 600 Mk. 
dotirte Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Ragnit mit dem 
Wohnſitze in dem Kirchdorfe Schmalleningken, in welchem 

ch eine Apotheke befindet, iſt vakant. 

Qualifizirte Bewerber werden aufgefordert, ſich 
unter Beifügung ihrer Zeugniſſe und eines ſelbſtgeſchrie⸗ 
benen Lebenslaufes innerhalb 6 Wochen bei mir zu 
melden. 

Gumbinnen, den 4. September 1885. 

5 , Der Regierungs⸗Präſident. 

50 Die im Tarifheft Nr. 1 des Deutſch⸗Polniſchen 
Eiſenbahn⸗Verbandes, giltig vom 1. Oktober 1885, auf⸗ 
geführten Frachtſätze des Spezial⸗Tarifs III. im Verkehr 
mit Pruszkow treten bereits mit dem 5. September 1885 
in Kraft. 

Broniberg, den 5. September 1885. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
13) Mit dem 1. November 1885 treten für den 
Eiſenbahn⸗Direktions⸗Bezirk Bromberg: 

1. der Nachtrag II. zum Kilometerzeiger zur Berech⸗ 

nung der Preiſe für die Beförderung von 
a. Perſonen und Reiſegepäck, 
b. Leichen, Fahrzeugen und lebenden Thieren, 
e. Eil⸗ und Frachtgütern, 

vom 1. Juli 1885, 

2. der Nachtrag XVI. zum Lokaltarif für die Be⸗ 
förderung von Perſonen und Reiſegepäck vom 

g 1. Auguſt 1881 
in Kraft, enthaltend: 

1. neue Entfernungen für die Stationen der Strecke 
Lyck⸗Johannisburg, Schoͤneck⸗Berent und Brom⸗ 
berg⸗Fordon, 

2. anderweite Entfernungen für diejenigen Relationen, 
welche durch die neu zu eröffnende Strecke Lyck⸗ 

3 Johannisburg eine Abkürzung erfahren haben, 

richtigungen. 
„n Folge Berichtigung von Drudfehlern treten in 
einigen Relationen Erhöhungen ein. 
ditionen 7 MM. Nachträge können durch die Billet⸗Expe⸗ 
r Verwaltungsbezirks bezogen werden. 
1885 bett eite 29 des Lokalgütertarifs vom 1. Juli 
regt vom 1. November cr. ab der Getreide⸗ 


Ausnahmeſa in d : ! 
sonden 0.88 Mae Relation Amſee⸗Kreuz nicht 0,58, 


Bromberg, den 8. Se 
7 20 0» September 1885. 
W Eiſenbahn⸗ Direktion. 


14) Ausweiſung von Muarz 
Wei 5 sgebietlndern aus dem 


a. Auf Grund des 5 39 des Strafgeſetzbuchs: 


1. Johann Kaak, Cigarrenarbeiter, geb. am 14. Ja- 
nuar 1850 zu Dötingham, Niederlande, ortsan⸗ 
gehörig in Heerenberg, ebendaſelbſt, zuletzt wohn⸗ 
haft in Duisburg, Regierungsbezirk Arnsberg, 
wegen Münzverbrechens (2 Jahre Zuchthaus 
laut Erkenntniß vom 16. Januar 1883), von der 


Königlich preußiſchen Regierung zu Arnsberg, vom 
30. Juni d. J. 


. Paul Langer, Metzger und Eiſenbahnarbeiter, 


geb. am 24. Dezember 1842 zu Wſchechlab, Bezirk 
Dux, Vöhmen, ortsangehörig in Langugeſt, Bezirk 
Teplitz, ebendaſelbſt, zuletzt wohnhaft zu Ehlen⸗ 
bogen, Bezirk Oberndorf, Württemberg, wegen 
ſchweren und einfachen Diebſtahls (1 Jahr 1 Tag 
Zuchthaus laut Erkenntniß vom 30. Juli 1884), 
von der Königl. württembergiſchen Kreisregierung 
Reutlingen, vom 28. Juli d. J. 


b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


3. 


S 


Thereſie Keßler, Tagearbeiterin, geboren am 
10. Januar 1845 zu Johannesthal, Bezirk Jägern⸗ 
dorf, Oeſterreichiſch⸗Schleſien, ebendaſelbſt ortsange⸗ 
hörig, wegen Landſtreichens und Bettelns, von dem 
Königlich preuß. Regierungs-Präſidenten zu Op⸗ 
peln, vom 25. Juli d. J. 


. Alitor Friedmann, Farbenfabrikant, geb. und 


ortsangehörig in Stobnietz, Bezirk Kielce, Ruſſiſch⸗ 
Polen, wegen Landſtreichens, vom Königl. preuß. 
Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 27. Juli 
d. Is 


; Johann Sobotka, Kommis, geboren am 8. Mai 


1833 zu Deutſchbrod, Böhmen, ortsangehörig in 
Polna, ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, von der Königlich preuß. Regierung zu 
Bromberg, vom 11. Juli d. J. 


Jens Peter Hanſen, Schmiedegeſelle, geboren am 


6. Juli 1851 zu Roskilde, Dänemark, ebendaſelbſt 
ortsangehörig, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu 
Lüneburg, vom 14. Auguſt d. J. 


Johann van Korb, Tagelöhner, geb. am 29. Mai 


1829 zu Amſterdam, Niederlande, ebendaſelbſt orts⸗ 
angehörig, wegen Landſtreichens und Bettelns, von 
der Königl. preuß. Regierung zu Düſſeldorf, vom 
25. Juni d. J. 


„Johann Albert Wiſſing, Färbetagelöhner, geb. 


am 19. Januar 1832 zu Eppe bei Arnheim, 
Niederlande, ortsangehörig in Ommel, ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, von der Kö⸗ 
niglich preußiſchen Regierung zu Düſſeldorf, vom 
24. Juli d. J. 


Adam Wictora, Binder und Tagelöhner, geboren 


am 1. Januar 1866 zu Lieſing, Bezirk Sechs⸗ 
haus, Oeſterreich, ortsangehörig in Dobrowa, Be⸗ 
zirk Biſchofteinitz. Böhmen, wegen Bettelns im 
wiederholten Rückfalle, vom Königlich bayeriſchen 
Bezirksamt Schrobenhauſen, vom 29. Juli d. J. 


. Moſes Abramowitſch, Handelsmann, geboren 


am 5. Auguſt 1839 zu Wilna, Rußland, eben⸗ 
daſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Stadtmagiſtrat Erlangen, Bayern, 
vom 31. Juli d. J. 


.Joſef Müller, Weber, geboren am 16. März 


1866 zu Fulneck, Bezirk Neutitſchein, Mähren, 
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ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens, der bisherige Lokalſchulinſpektor, Kreisſchulinſpektor 
vom Königl. bayeriſchen Bezirksamt Kelheim, vom [Lange in Biſchofswerder, von dieſem Amte entbunden 
13. Auguſt d. J. worden. 

12. Viktor Fichtenholz, Handſchuhmacher, geb. im Der ſeitherige Pfarrverweſer, Prediger Adalbert 
Juli 1834 zu Warſchau, Ruſſiſch⸗Polen, ebendaſ. Johannes Oswald Liedtke iſt zum Pfarrer der 
ortsangehörig, wegen Landſtreichens, vom Groß- evangeliſchen Kirche zu Bagnitz berufen und von dem 
herzoglich badischen Landeskommiſſär zu Freiburg, Königlichen Konfiftorium beſtätigt worden. 
vom 14. Auguſt d. J. Dem Forſtaufſeher Werner, bisher in der Ober⸗ 

13. Jakob Rächer, Dreher, geboren am 10. Auguſt förſterei Czersk, iſt unter Ernennung zum Förſter die 
1836 zu Euville, Frankreich, wegen Bettelns im durch die Penſionirung des Förſters Zeeden erledigte 
wiederholten Rückfalle, von dem Kaiſerl. Bezirks⸗ Stelle zu Halkenbrück in der Oberförſterei Eiſenbrück 
Präſidenten zu Colmar, vom 24. Juni d. J. vom 1. Oktober d. J. ab definitiv übertragen. 


14. Lucie Cernier, Polirerin, geb. am 7. Mai 1863 
zu Chambery, Frankreich, wegen Landſtreichens, 16) Erledigte Schulſtellen. 
Bewerbungsgeſuche um die mit einem Lehrer 


dom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
Juli 8. J. 5 4 8 
15. Maria Spieß, geborene Weber, Maurerwittwe, Narben 0 e Dee ei 
78 Jahre alt, Br und 58 a wird, find nicht an den Herrn Rittergutsbeſitzer Krieger 
Schweiz, wegen Unfugs und Landſtreichens, vom in Karbowo, ſondern an den Königl. Kreisſchulinſpektor 
en e zu Colmar, vom Herrn Bajohr in Strasburg zu richten 
23. Juli d. 8: Die 2. Schullehrerſtelle Krei 
15 : 4 g zu Treul, Kreis Schwetz 
10 1861 u LTR mas an wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. Lehrer evangeliſcher 
f en a 1 a. Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 
wohnhaft in Schirmack, Niederlande, wegen Land⸗ ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem König⸗ 
ſtreichens und Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks: hen Kreisſchulinſpektor Herrn Scheuermann zu 
Präſidenten zu Straßburg, vom 13. Auguſt d. J. Schwetz zu melden. 
17. Georg Johann Baptiſt Croviſier, Fuhrknecht, Die 2. Schullehrerſtelle zu Gr. Kladau, Kreis 
Konitz, wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. Lehrer 


geb. am 22. März 1833 zu Provencheres, Frank⸗ 
115 wah n 2555 115 gt Chaß, wen an n ie ale Fe W 
2 1 wolle aben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe 
Betrugs, Betrugsverſuchs und Landſtreichens, vom bi dein Gutsvorſtande zu Powalken zu meiden 
Die 3. Schullehrerſtelle zu Dorf Noggenhauſen, 


Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg, vom 
Kreis Graudenz, wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. 


13. Auguſt d. J. 
18. Jeannette Viler, ohne Stand, geb. am 16. Fe⸗ 8 
1 1853 zu Pont fur Seine, Departement Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe 
0 Ä bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer 
Aube, Frankreich, wegen Landſtreichens und Bet⸗ ; 3355 : . 8 
2 . : 93 85 Zeugniſſe, bei dem Königl. Kreisſchulinſpektor Dr. Kap⸗ 
telns, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Metz, hahn zu Graudenz zu melden. 
Fehn Die A gene ee e e Konitz, 
* wird zum 1. Januar 1886 erledigt. Lehrer katho⸗ 
15) Perjonal-Ehronit. liſcher Konfeſſion, welche fih um dieſelbe bewerben wollen, 
Die Lokalaufſicht über die evangeliſchen Schulen haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 
zu Babken, Koͤniglich Buchwalde, Gottſchalk, Königlichen Kreisſchulinſpektor Uhl zu Konitz zu melden. 
Gr. Leiſtenau, Kl. Leiſtenau, Linowo, Gr. Par⸗ Die 2. Schullehrerſtelle zu Kolonie Brinsk, Kreis 
tenſchin, Richnowo, Dorf Schwetzund Gr. Thiemau Strasburg, wird zum 1. Januar 1886 erledigt. Lehrer 
im Kreiſe Graudenz, Czychen und Kl. Rehwaldeſlatholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
im Kreiſe Löbau, ſowie Buggorall, Kamin, Sadlin-⸗ wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, 
ken und Dietrichsdorf im Kreiſe Strasburg iſt dem bei dem Gutsvorſtande zu Adl. Brinsk bei Lauten⸗ 
Pfarrer Kulkowsky in Gr. Leiſtenau übertragen und! burg zu melden. 


% Augstein 
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Hekaimadung 


der 


Königlichen General-Commiſſion 


für die 


Provinzen Off: und Westpreußen und Poſen 


Bromberg, im September 1885. 


Wir erachten es, für unſere Pflicht, das landwirthſchaftliche Publikum auf das Geſetz 

vom 2. April 1872, 

„betreffend die Ausdehnung der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung v. 7. Juni 1821 auf 

„die Zuſammenlegung von Grundſtücken, welche einer gemeinſchaftlichen Benutzung 

„nicht unterliegen — Geſ.⸗S. S. 329. —“ 
hierdurch a aufmerkſam zu machen weil daſſelbe, zur Herbeiführung weſentlicher Verbeſſerungen und 
Ertragsſteigerungen 1 ländlicher Grundſtücke ganz beſonders geeignet iſt, von demſelben aber bisher 
nur in ſeltenen Fällen Gebrauch gemacht worden iſt. 

Während nämlich früher die in vermengter Lage befindlichen Grundſtücke einer Feldmark 

nur im Falle einer ſtattfindenden Gemeinheit, alſo wenn ſie von Mehreren gemeinſchaftlich z. B. 
durch Mithütung, Gräſerei, Entnahme von Streu, Raff⸗ und Leſeholz, durch Plaggen⸗ und Bülten⸗ 
hieb, Torfſtich, Schilf⸗ und Rohrſchnitt benutzt wurden, bei und mit der Aufhebung dieſer fremden 
Nutzungsrechte zugleich wirthſchaftlich zuſammengelegt werden konnten, läßt das angef. Geſetz die 
wirthſchaftliche Zusammenlegung auch dann zu, wenn — ohne daß eine gemeinſchaftliche Nutzung ſtatt⸗ 
findet — dieſelbe von mehr als der Hälfte der Beſitzer von Grundſtücken eines beſtimmten Bezirks (nach 
Fläche und Grundſteuer⸗Reinertrag berechnet) beantrapt wird, und die Kreisverſammlung fie mit 
Rückſicht auf die zu erwartende erhebliche Verbeſſerung der Landeskultur für zuläſſig erklärt. Die 
Mitwirkung des Kreistages fällt weg, wenn ſämmtliche Beſitzer über die Zuſammenlegung einver⸗ 
ſtanden find. Hat bereits früher eine Separation deſſelben Areals ftattgefunden, fo wird eine Majorität 
von mehr als drei Viertheilen der Betheiligten und der Ablauf eines Zeitraums von 30 Jahren ſeit 
Ausführung jener Separation erfordert, es ſei denn daß durch inzwiſchen angelegte Kanäle, 
Chauſſeen, Deiche, Eiſenbahnen ꝛc. die urſprüngliche Planlage erhebliche Störungenkerlitten hätte, in 


welchem Falle ebenfalls die obige einfache Majorität genügt. Der Bezirk, auf welchen ſich die Zu⸗ 
ſammenlegung erſtreckt — ſ. g. Umlegungsbezirk —, wird durch uns feſtgeſtellt, und kann ſowohl 
alle Grundſtücke einer Feldmark als auch nur einen durch natürliche Begrenzung oder beſondere 
Bewirthſchaftung als Feldabſchnitt ſich kenntlich machenden Theil derſelben umfaſſen. Die Zu⸗ 
ſammenlegung ſelbſt erfolgt nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 7. Juni 
1821 und der dieſelbe ergänzenden Geſetze. 

Dieſe Beſtimmungen ſind für den Betrieb der Landwirthſchaft von außerordentlicher Bedeutung. 

Denn nicht nur, daß damit die Nachtheile, welche durch die ſo häufigen Parzellirungen 
herbeigeführt worden, oder durch die Neuanlage von die Planſtücke durchſchneidenden Eiſenbahnen, 
Chauſſee'n, Kanälen ꝛc. veranlaßt find, wieder beſeitigt werden können, — nicht nur, daß damit die 
Möglichkeit gegeben iſt, die in der Feldmark zerſtreut umherliegenden bezw. vom Stammplane ab⸗ 
geſchnittenen Parzellen wieder zu einem geſchloſſenen, wohlarrondirten Ganzen zu vereinigen und an 
Spannkraft, Arbeitsperſonal und Zeit das zu ſparen, was durch die getrennte Lage der Parzellen 
naturgemäß mehr davon in Anſpruch genommen wird, — ſo findet das Geſetz auch auf ſolche Fälle 
Anwendung, wo es ſich um die Abſtellung von wirthſchaftlichen Unzuträglichkeiten in einzelnen 
Feldmarkstheilen handelt, z. B. wenn fremde Grundſtücke ſtörend in ein anderes Beſitzthum ein⸗ 
ſpringen oder als Enklaven mitten in anderem Beſitzthume belegen ſind. Die Abhülfe geſchieht auch 
hier in der Weiſe, daß aus den Enklaven und den dafür zu gewährenden Entſchädigungsländereien 
ein den örtlichen Verhältniſſen entſprechender Umlegungsbezirk gebildet und demnächſt die Frage, ob 
der Enklavenbeſitzer ſich eine Umlegung innerhalb dieſes Bezirks gefallen laſſen muß oder nicht, 
danach entſchieden wird, ob die Umlegung für ihn und für die Gegenpartei wirthſchaftlich vortheil⸗ 
haft iſt oder nicht. Dieſe Entſcheidung ſteht beim Kreistage des betr. Kreiſes; ſie gründet ſich auf 
ein vorgängiges Gutachten der Kreisvermittelungsbehörde über die Wirthſchaftsverhältniſſe der beider⸗ 
ſeits umzulegenden Grundſtücke und hängt einzig und allein davon ab, ob die Ertragsfähigkeit dieſer 
Grundſtücke für beide Theile vermehrt, die Entfernung von den Wirthſchaftshöfen verringert, 
die Zugänglichkeit verbeſſert, Gelegenheit zur Ent⸗ und Bewäſſerung verſchafft, das Beſitzthum im 
Ganzen arrondirt, die Schlageintheilung erleichtert wird ꝛe. — Lediglich Gründe dieſer kund ähnlicher 
rein wirthſchaftlicher Natur ſind für die Entſcheidung maßgebend, und wenn danach einzelne oder 
mehrere jener Fragen für beide Wirthſchaften bejaht werden, ſo wird die Zuſammenlegung auch 
gegen den Willen der widerſprechenden Partei durchgeführt. 

Der Umtauſch der zuſammen zu legenden Grundſtücke ſelbſt erfolgt überall nach ihrem 
reellen Ertragswerthe. Letzterer wird durch 2 geübte ſachverſtändige Landwirthe (Boniteure), von 
denen jede Partei einen wählt, ſorgfältig ermittelt, die Bodenbeſchaffenheit zu dieſem Zwecke im Ober⸗ 
wie Untergrunde durch vielfach wiederholte Einſchlagungen unterſucht, über deſſen Werth eine ſpezielle 
Reinertragsberechnung aufgeſtellt und das Ergebniß den Betheiligten demnächſt in einem beſonderen 
Termine vorgelegt. Erſt nachdem die letzteren hier die Richtigkeit der Schätzung anerkannt haben, 
wird mit der Umlegung weiter vorgegangen. Können ſie ſich von der Richtigkeit nicht überzeugen, 
ſo ſteht es ihnen frei, ihre Einwendungen durch ein von ihnen und der egenpartei zu wählendes 
Schiedsgericht zum Austrage bringen zu laſſen. Dann erſt findet die Projektirung und Berechnung 
der gegenſeitigen Umtauſchpläne unter Leitung unſeres Spezial⸗Commiſſars ſtatt, wobei die Plan⸗ 
wünſche der einzelnen Intereſſenten nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 


Es liegt auf der Hand, daß bei einem ſo geordneten Verfahren Verkürzungen im Werthe 
der abgetretenen gegen die zu übernehmenden Grundſtücke nicht wohl vorkommen können. 

Der Schwerpunkt des Geſetzes Liegtfaber nun noch in der Beſtimmung, daß die Zuſammen⸗ 
legung nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung und der dieſelbe ergänzenden Ge⸗ 
ſetze ausgeführt werden fol. Die erſterenſchreibt in den 88 95—97 vor: 


„Jedem Theilnehmer müſſen die zu ſeinen⸗Grundſtücken erforderlichen Wege [und 
„Triften, ſowie die nothwendigen Entwäſſerungsgräben verſchafft werden.“ 

und die Verordnung v. 30. Juni 1834 wegen des Geſchäftsbetriebes in den Angelegenheiten der 

Gemeinheitstheilungen ꝛc. — Geſ.⸗S. S. 96 — desgleichen im $ 8: 
„Die General⸗Commiſſionen und deren Abgeordnete ſind befugt, ihre Vermittelung 
„auch auf ſolche Geſchäfte, ſowohl unter den Hauptparteien als unter ihnen und 
„anderen bei dem Gegenſtande der Auseinanderſetzung ſelbſt nicht betheiligten Per⸗ 
„ſonen auszudehnen, deren Regulirung zwar in keinem nothwendigen Zuſammenhange 
„mit dem Hauptgegenſtande der bei ihnen anhängigen Auseinanderſetzungen ſteht, 
„welche aber zur beſſeren Regulirung des Hauptgeſchäfts gereichen z. B. Verbeſſerung 
„der Planlagen durch den Zutritt eines Nachbarn, desgleichen zur Darſtellung beſſerer 
„Grenzzüge, zur Erleichterung der Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungsanſtalten ꝛc. 

„Sind die Meinungen der Intereſſenten zur Sache über die Zulaſſung ſolcher 

„beiläufigen Regulirungen getheilt, ſo ſoll damit vorgegangen werden, wenn auch nur 
„ein Viertel der Intereſſenten (nach dem Werthe der Theilnehmungsrechte berechnet) 
„darüber einverſtanden iſt.“ 

Durch dieſe Beſtimmungen wird nicht blos der Umtauſch der Grundſtücke ſelbſt, ſondern 
zugleich auch die Herſtellung eines wirthſchaftlich zweckmäßigen Wege⸗ und Grabennetzes als Gegen⸗ 
ſtand des Zuſammenlegungsverfahrens vorgeſchrieben, und damit für die Beſeitigung all der Uebel⸗ 
fände, welche die mangelnde Zugänglichkeit und die fehlerhafte) Ent⸗ oder Bewäſſerung für die 
Landwirthſchaft im Gefolge hat, Sorge getragen. Und nicht blos innerhalb des Umlegungsbezirks 
ſondern auch über die Grenzen deſſelben“ hinaus erſtreckt ſich unter Umſtänden die Wirkſamkeit dieſer 
Beſtimmung, da hiernach z. B. -Hinderniſſe, die den Abzug eines Entwäſſerungsgrabens oder Fluß⸗ 
laufs erſt in der Nachbarfeldmark' beeinträchtigen, ebenfalls mit gehoben werden können. Hierher 
gehören auch die Aufforſtungen von Oedländereien, die Deckung von Sandſchollen, die Berieſelung 
von Wieſen, ganz beſonders aber die Anlage von Drainagen. 

Die nothwendige Bedingung aller ſolcher Meliorationen iſt jedoch die vorherige Beſeitigung 
der zerſtückelten Lage der Grundſtücke und deren Zuſammenlegung zu möglichſt großen Ackerplänen, 
ſowie richtige Gräbenanlagen als Recipienten der auslaufenden Drains. Um dieſen Bedingungen 
zu genügen und die gedachten Meliorationen in Verbindung mit den Zuſammenlegungen wirkſam 
zur Ausführung zu bringen, hat der Herr Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten die 
Anordnung getroffen, daß alle bei den Auseinanderſetzungsbehörden beſchäftigten Feldmeſſer einen 
kulturtechniſchen Kurſus auf einer der landwirthſchaftlichen Akademien des Staats durchgemacht und 
das kulturtechniſche Examen dortſelbſt abgelegt haben müſſen, kein Feldmeſſer wird augeſtellt, der 
nicht einen Drainirungs⸗ oder Aufforſtungsplan bezw. ein Grabennetz nach wiſſenſchaftlichen 


Grundſätzen zu entwerfen und deſſen praktiſche Ausführung als „Nebengeſchäft der Zuſammenlegung“ 
zu leiten im Stande wäre. 

Was ſchließlich die Koſten des Zuſammenlegungsverfahrens anlangt, jo fallen ſeit Erlaß 
des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen v. 24. Juni 1875 — Geſ⸗S. S. 
395 — den Intereſſenten nicht mehr die durch die Bearbeiturg der Zuſammenlegung wirklich entſtehen⸗ 
den Koſten zur Laſt, ſondern es wird von ihnen nur ein nach Verhältniß des Objects bemeſſenes 
Pauſchquantum erhoben, das in der Regel 12 Mk. pro ha (3 Mk. pro Morgen) beträgt, jedoch 
bis auf 3 Mk. pro ha ermäßigt oder bis auf 27 Mk. pro ha geſteigert werden kann, je nachdem 
es ſich um Grundſtücke von außergewöhnlich niedrigem oder außergewöhnlich hohem Ertragswerthe 
handelt, und je nachdem die Zuſammenlegung außergewöhnlich wenig oder — z. B. infolge von 
Streitigkeiten außergewöhnlich viel Arbeit erfordert hat. Daß innerhalb dieſer Grenzen mit der 
größten Humanität vorgegangen, der regelmäßige Satz von 12 M. pro ha nur ausnahmsweiſe 
überſchritten wird, und auch bei dieſem Satze noch Erleichterungen durch Theilzahlungen gewährt 
werden, findet ſchon in der gegenwärtigen ungünſtigen Lage der Landwirthſchaft feine Begründung. 

Wenn ſonach mit einem verhältnißmäßig geringen Aufwande folche Vortheile erlangt werden 
können, wie ſie hier als Folgen der Zuſammenlegungen nachgewieſen ſind, ſo können wir dem land⸗ 
wirthſchaftlichen Publikum wiederholt nur dringend empfehlen, ſich dieſer Vortheile durch Stellung 
der nöthigen Anträge bei uns oder unſeren Spezial⸗Commiſſarien theilhaftig zu machen. 


Königliche General⸗Commiſſion. 


Beutner. 


Grnenauer'ſche Buchdruckerei G. Böhlke in Bromberg. 


